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Der Abg . Dr . Spahn kam ſchon in ſeiner Etatsrede

auf dieſe Forderung zu ſprechen und erinnerte an das

„Reichsarbeitsblatt “; in ähnlicher Weiſe ſei ein Reichs⸗
handwerkerblatt ins Leben zu rufen , da die private Ini⸗
tiative nichts Vollgültiges ſchaffen könne . Der Abg . Trim —
born ging am 1. März 1905 näher auf den Inhalt eines

ſolchen Blattes ein ; alles tatſächlich ſozialpolitiſch Wiſſens⸗
werte aus dem Handwernkergebiete müſſe dieſes Blatt

bringen : Die Maßnahmen der in⸗ und ausländiſchen
Staaten für das Handwerlk , die Fortſchritte in der modernen

Technik , Auszüge aus den Berichten der Handwerks⸗
kammern , Submiſſionsweſen , Meiſterprüfungen uſw . ( 152 .
Sitzung vom 1. Mai 1905 , S . 4893 . ) Der Antrag fand
Annahme .

tntntn ;

B. Handwerkerſchutz .
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1. Am erſten Tag der Wiederaufnahme der Verhand⸗
lungen des Reichstages wurden Handwerkerpetitionen be —

raten , welche durch die Petitionskommiſſion nur gelinde
befürwortet wurden ; daraufhin brachten die Abgeordneten
Erzberger , Gröber , Dr . Pichler , Gleitsmann den

Antrag ein ( Nr . 514) :
1. die Petition Il, Nr . 116 um Einführung eines allgemeinen Be⸗

fähigungsnachweiſes dem Herrn Reichskanzler nach der Richtung
zur Berückſichtigung zu überweiſen , daß in Abänderung des
§ 129 der Gewerbeordnung in Handwerksbetrieben nur den —
jenigen die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen zuſteht ,
welche den Meiſtertitel ( § 133 der Gewerbeordnung ) zu führen
berechtigt ſind ;

. die Petitionen II, Nr . 278 , 565 , 589 , 769 und 984 , ſoweit ſie
ſich auf die Einführung des Befähigungsnachweiſes für die
Bauhandwerker erſtreckhen , dem Herrn Reichskanzler zur Be⸗
rückſichtigung zu überweiſen .

Ein Antrag der Nationalliberalen ( Patzig und Ge⸗

noſſen , Nr . 545 ) ging bezüglich des erſten Teiles des An⸗

trages mit dieſem parallel ; ein Antrag der Antiſemiten



( Raab und Genoſſen , Nr . 512 ) forderte für den allgemeinen

Befähigungsnachweis Erwägung und für den für die Bau⸗

handwerker Berückſichtigung . Die Anträge wurden be —

gründet vom Abg . Erzberger ( 101 . Sitzung vom 29 .

November 1904 , S . 3258 ) und Gleitsmann ( 114 . Sitzung
10 . Januar 1905 , S . 3636 ) . Am 31 . März konnte end —

lich die Debatte geſchloſſen werden . Am bemerkens —

werteſten war in dieſer Debatte die Schwankung der

Nationalliberalen ; während ſie im Jahre 1897 erklärten ,
eher das ganze Geſetz ſcheitern laſſen zu wollen , als

dieſe Beſtimmung ( damals Antrag Dr . Hitze ) in das —

ſelbe aufzunehmen , waren ſie nun 1905 bereit , für den

gleichlautenden Antrag Erzberger zu ſtimmen . Für das

Handwernk liegt hierin eine Mahnung : nämlich in ſeinen

Forderungen ſtets einig zu ſein ! 1897 bekämpften die

liberalen Gewerbevereine noch dieſen Wunſch ; im September
1904 ſprachen ſie ſich auf ihrer Tagung in Straßburg für

denſelben aus . Der einmütige Wunſch des Handwerks

ſchuf auch eine Mehrheit im Reichstage . Die Regierung
nahm zu der Forderung keine Stellung , dürfte ſich jedoch
nicht ablehnend verhalten . In dieſen Debatten ergriff
kein Regierungsvertreter das Wort ; dagegen erklärte

Staatsſekretär Graf von Poſadowsky am 28 . Februar
1905 folgendes : „ Die Mehrheit der Handwerler iſt

gegen die Einführung des allgemeinen Befähigungsnach —
weiſes Die verbündeten Regierungen ſind aus⸗

nahmslos der Anſicht , daß von einer Einführung des all⸗

gemeinen Befähigungsnachweiſes nicht die Rede ſein kann . “

( 151 . Sitzung vom 28 . Februar 1905 , S . 4871 . )

Betreffend die Einführung des Befähigungsnachweiſes
im Baugewerbe kündigte Staatsſekretä - r Graf von

Poſadowsky eine Novelle zur Gewerbeordnung an , „die
den Übelſtänden , die ſich im Baugewerbe gezeigt haben ,
ſoweit es mit den wirtſchaftlichen Intereſſen , überhaupt
mit unſerer geſamten Geſetzgebung vereinbar iſt , entgegen —

zutreten verſuchen “ . ( 151 . Sitzung vom 28 . Februar 1905 ,
S . 4871 . ) Am 24 . Mai konnte abgeſtimmt werden . Die

Anträge Erzberger fanden alleſamt Annahme .
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10 2. Die Frage des Submiſſionsweſens iſt im Vorjahre
U durch einen Antrag Gröber ( Nr. 266 ) , der auch einſtimmige

7 Annahme fand , angeſchnitten worden . Damals betonte

N Staatsſekretär Graf Poſadowsky , daß erſt Preußen
dieſe Frage geregelt haben müſſe ; nachdem dies 1905 ge⸗

9 ſchah , muß das Reich nachfolgen .
3. Zur Beratung des Reichsjuſtizamtes brachten die

14 Abg . Erzberger , Dr . Pichler , Gröber , Dr . Spahn

1 den Antrag ein ( Nr . 549 ) :
II „alljährlich mit dem Reichshaushalt eingehende ſtatiſtiſche Mit⸗

teilungen über die Beſchäftigung der Sträflinge vorzulegen , aus

1 welchen :
1. die Beſchäftigung für den eigenen Bedarf der Anſtalt ,

14 2. die Beſchäftigung für Herſtellung von Waren zum Verkaufe
1 auf eigene Rechnung ,

3. die Beſchäftigung gegen Lohn für Dritte und zwar :
a) ſowohl auf gewerblichem Gebiete unter Bezeichnung der

FN Induſtriegruppen , als auch
b) in der Land wirtſchaft ,

4. der tägliche Durchſchnittsverdienſt der Sträflinge ,
5. der Geſamtwert der von ihnen hergeſtellten Produkte zahlen⸗

mäßig erſichtlich iſt “.
Der Abg . Erzberger begründete den Antrag am

11 . Januar 1905 ( 115 . Sitzung , S . 3682 ) . Er forderte
hierbei , daß die Gefangenen nicht handwerksmäßig aus⸗

gebildet werden ; ſie ſollten in erſter Linie in der Land⸗

wirtſchaft , bei Meliorationen , in Steinbrüchen uſw . be⸗

ſchäftigt werden , dann für den eigenen Bedarf ; auch könne

man ſie mit der Anfertigung ſolcher Artikel beſchäftigen ,
die wir in fertigem oder halbfertigem Zuſtande aus dem

Auslande beziehen müßten , weil der Lohn des freien
4 deutſchen Arbeiters die Anfertigung im Inlande nicht ge⸗

ſtatte . Ferner könnte man in den Strafanſtalten ſolche
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billigen Gegenſtände für den Weltmarkt herſtellen , die im

freien Gewerbebetrieb nicht lohnend ſind (3. B. Schmuck⸗
ſachen , Spiegel uſw . für die Ausfuhr in exotiſche Länder

uſw. ) . Die jährliche Statiſtik über die Art der Beſchäf⸗
tigung ſei notwendig , weil hierdurch allein der Reichstag
in die Lage komme , zu überwachen , ob die Gefangenen
auch richtig in ſeinem Sinne beſchäftigt würden . Staats⸗
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ſekretär Dr . Nieberding betonte , daß die verbündeten

Regierungen beſchäftigt ſeien , eine ſolche Statiſtik auszu⸗

arbeiten ; ob es aber tunlich ſei , ſie jedes Jahr zu geben ,
laſſe er dahingeſtellt . In der Sache ſelbſt ſeien die ver⸗

bündeten Regierungen mit dem Reichstage völlig einig .
Am 16 . Januar 1905 wurde die Reſolution mit großer
Mehrheit angenommen .

4. Die Frage des hauſierhandels kam durch folgenden

Antrag Trimborn - Erzberger zur Sprache :
„ dem Reichstage über die Erteilung des Wandergewerbeſcheines
und der Legitimationskarte für Detailreiſende durch die Ver —

waltungsbehörden eine eingehende Statiſtik vorzulegen “ . ( Nr . 535 . )

Der Abg . Erzberger begründete den Antrag am

27 . Februar 1905 zunächſt mit dem Hinweiſe , daß der

anſäſſige Handwerker - und Kaufmannsſtand durch den

Hauſierhandel ſchwer geſchädigt werde ; auf dem platten
Lande aber beſchwerten ſich die Landwirte über die Hau⸗

ſierer . Alle dieſe Klagen rührten in erſter Linie daher ,

daß die beſtehenden Geſetze zu lax durchgeführt würden .

Die Verordnung des Bundesrats vom 27 . November 1896

über die ausländiſchen Hauſierer ſei völlig ungenügend , habe
ſie doch zur fabrikmäßigen Fälſchung von Hauſierſcheinen
die Veranlaſſung gegeben ; dieſe Verordnung müſſe weſent⸗

lich verſchärft werden . Alle Bemühungen der Geiſtlichen ,

Lehrer uſw . , die Hauſierer einem ſeßhaften Gewerbe zuzu —

führen , ſcheiterten an der Nachläſſigkeit der Verwaltungs⸗

organe , die zu leichtfertig den Wandergewerbeſchein aus⸗

ſtellen . Die geforderte Statiſtik ſoll in erſter Linie Aus⸗

Kunft erteilen über die Ausführung des Geſetzes und dann

auch Material geben für eine eventuelle Anderung desſelben .
( 150 . Sitzung , S . 4840 und 153 . Sitzung , S . 4935 . )

Der nationalliberale Abg . Dr . Bärwinkel wollte

die Statiſtik nicht und auch Graf Poſadowsky meinte :

„ Stellen Sie nicht zu weitgehende Anforderungen an die

Statiſtik . “ Er ſagte aber zu , daß die verſchiedenen An —

regungen des Antragſtellers auf Einſchränkung des Hauſier⸗
handels im Reichsamte des Innern eingehend erörtert

würden ( 4868 ) . Auch der Freiſinn und die Sozialdemo —
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kraten ſprachen ſich gegen den Antrag aus . Der Zentrums —⸗
abgeordnete von Strombeck , der den Hauſierhandel trei —
benden Wahlkreis auf dem Eichsfeld vertritt , ſprach am
1. März für ſeine Perſon gegen den Antrag , der jedoch
mit ſehr großer Mehrheit angenommen wurde .

tn ’ t . . οt

C. Handwerkerverſücherung .
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Im Anſchluß an ihre Interpellation im Jahre 1904

hatten die Nationalliberalen den Antrag eingebracht , be —

treffend Einführung einer obligatoriſchen Alters⸗ und

Invalidenverſicherung der ſelbſtändigen Handwerker Um —

fragen bei den Handelskammern zu veranſtalten ( Nr. 159 ) .
Nach der Begründung durch den Abg . Dr . Becker legte
Erzberger ( 111 . Sitzung vom 13 . Dezember 1904 , S .

3539 ) den vorerſt ablehnenden Standpunkt des Zentrums
dar . Er ſagte : „ Weshalb nur dieſe Verſicherung und

nicht auch die Krankenverſicherung ; weshalb nur für das

Handwerk ? Greife man einmal auf die ſelbſtändigen
Exiſtenzen mit der Zwangsverſicherung über , ſo müßten
die Kaufleute und Landwirte auch nachfolgen ; dann habe
man die allgemeine Volksverſicherung ! Das Handwerk
ſei ja ſelbſt nicht einig in dieſer Forderung . die frei⸗
willige Verſicherung könne mehr ausgebaut werden ; ſie
werde zu wenig benutzt . “ Staatsſekretär Graf Poſa —
dowsky erklärte : „ Die verbündeten Regierungen werden
den Weg , den der Antrag zeigt , nicht gehen ! “ ( 111 . Sitzung
vom 13 . Dezember 1904 , S . 3553 . ) Durch die eigen⸗
artige Beſetzung des Hauſes fand der Antrag Annahme .
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